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Einführung

Problemaufriss

Der Beschluss ist in allen privatrechtlichen Verbänden1 ein Rechtsakt, mit 
dem die Verbandsmitglieder den Eintritt rechtlicher Wirkungen beabsich­
tigen. Als Rechtsakt lässt sich der Beschluss nicht ohne seine rechtlichen 
Rahmenbedingungen denken:2 Jeder Beschluss erfolgt in Abhängigkeit 
verbandsrechtlicher Vorgaben zur Zuständigkeit3, zum Verfahren und 
zum Inhalt.4 Aufgrund dieser Abhängigkeit kann ein Beschluss rechtmä­
ßig oder rechtswidrig sein: Rechtmäßig ist er, wenn er alle rechtlichen 
Vorgaben erfüllt; rechtswidrig ist er, wenn er auch nur eine rechtliche 
Vorgabe verletzt.5

Dieser Befund drängt zu der Frage, wie es sich auf die beabsichtigten 
Wirkungen des Beschlusses auswirkt, wenn der Beschluss rechtswidrig ist. 
Eine Antwort muss nach gegenwärtiger Rechtslage zweigeteilt sein und 
zwischen den verschiedenen Rechtsformen privatrechtlicher Verbände un­
terscheiden:6

Auf der einen Seite stehen der Verein und die Personengesellschaften7. 
Für sie enthält das Gesetz – bis auf die §§ 32 Abs. 1 S. 2, Abs. 2, 33 Abs. 2 
BGB – keine Anhaltspunkte dafür, welche Rechtsfolge an die Rechtswid­
rigkeit eines Beschlusses anknüpft.8 Nach der Rechtsprechung und nach 

Kapitel 1:

A.

1 Siehe zur Definition des privatrechtlichen Verbandes: Schmidt, K., Gesellschafts-
recht (2002), § 1 I. 1.; vgl. auch Zöllner, Schranken (1963), S. 4 ff. (allerdings ohne 
die vorliegend einzubeziehende Wohnungseigentümergemeinschaft).

2 Heck, FS v. Gierke (1911), S. 319, 321 ff.; ihm folgend Ernst, Liber Amicorum 
Detlef Leenen (2012), S. 1, 27 f.

3 Noack, Fehlerhafte Beschlüsse (1989), S. 55 schreibt auch eingängig von der „Er­
mächtigungsgrundlage“.

4 Ernst, Liber Amicorum Detlef Leenen (2012), S. 1, 27 f.
5 Ernst, Liber Amicorum Detlef Leenen (2012), S. 1, 29.
6 Zu der nachfolgenden Unterscheidung auch Noack, Fehlerhafte Beschlüsse (1989), 

S. 3 f.
7 Gemeint sind hier die GbR, die OHG, die KG, die Jur. Pers. & Co. KG sowie die 

PartG.
8 Zur Personengesellschaft: Enzinger, in: MüKo-HGB, 4. Aufl. 2015, § 119 Rn. 93; 

Heidel, in: Dauner-Lieb/Langen, BGB, 4. Aufl. 2021, § 709 Rn. 66; Schöne, in: 
BeckOK-BGB, 57. Aufl. 2021, § 709 Rn. 72; zum Verein: Leuschner, in: MüKo-BGB,
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dem überwiegenden Teil im Schrifttum gilt jedoch im Grundsatz:9 Ein 
rechtswidriger Beschluss ist nichtig; niemand ist an ihn gebunden. Auf 
seine Nichtigkeit kann sich jeder, auch ein Nichtmitglied, berufen, ohne 
an eine Frist gebunden zu sein.10

Auf der anderen Seite stehen die Aktiengesellschaft (AG), die deut­
sche Societas Europaea (SE), der Versicherungsverein auf Gegenseitigkeit 
(VVaG), die Genossenschaft, die Wohnungseigentümergemeinschaft und 
die Gesellschaft mit beschränkter Haftung (GmbH). Für diese Verbands­
formen enthalten die verbandsspezifischen Gesetze mehr oder weniger 
differenzierte Regelungen zur Rechtswidrigkeit von Beschlüssen, die bei 
den jeweiligen Verbandsformen unmittelbar oder analog angewendet wer­
den. Üblicherweise bezeichnet man diese Regelungen als Beschlussmän­
gelrecht.11

Das älteste und zugleich differenzierteste Beschlussmängelrecht normie­
ren die §§ 241 ff. AktG.12 Dieses gilt nicht nur unmittelbar für die AG, 
sondern nach § 191 S. 1 VAG auch für den VVaG sowie für die in Deutsch­
land ansässige SE, gleich ob man die Anwendbarkeit aus Art. 9 Abs. 1 lit c) 
ii) SE-VO13 oder aus Art. 53 SE-VO14 herleitet. Die §§ 241 ff. AktG ordnen 
nur für abschließend geregelte Verstöße gegen rechtliche Vorgaben in 

8. Aufl. 2018, § 32 Rn. 54; Heidel/Lochner, in: NK-BGB, 4. Aufl. 2021, § 32 Rn. 24; 
Notz, in: BeckOGK-BGB, 2021, § 32 Rn. 203; Schöpflin, in: BeckOK-BGB, 57. Aufl. 
2021, § 32 Rn. 29.

9 Siehe zum Folgenden nur: Enzinger, in: MüKo-HGB, 4. Aufl. 2015, § 119 Rn. 94; 
Leuschner, in: MüKo-BGB, 8. Aufl. 2018, § 32 Rn. 54.

10 Zu diesem Grundsatz haben sich Ausnahmen etabliert, die die Härte der Nichtig­
keitsfolge betreffen. Diese Ausnahmen sind abhängig davon, welche rechtlichen 
Vorgaben nicht eingehalten wurden und ob im Gesellschaftsvertrag oder in 
der Satzung eine Ausschlussfrist enthalten ist. Siehe hierzu nur: Enzinger, in: 
MüKo-HGB, 4. Aufl. 2015, § 119 Rn. 93; Heidel, in: Dauner-Lieb/Langen, BGB, 
4. Aufl. 2021, § 709 Rn. 64 f.; Leuschner, in: MüKo-BGB, 8. Aufl. 2018, § 32 Rn. 54; 
Notz, in: BeckOGK-BGB, 2021, § 32 Rn. 212 ff.; Schöne, in: BeckOK-BGB, 57. Aufl. 
2021, § 709 Rn. 68 ff.

11 Siehe nur: Casper, in: BeckOGK-AktG, 2021, § 241 Rn. 2; Drescher, in: Henssler/
Strohn, GesR, 5. Aufl. 2021, § 241 AktG Rn. 3; Notz, in: BeckOGK-BGB, 2021, 
§ 32 Rn. 203 ff.; Wiegand-Schneider, MHdB GesR, Bd. VII, 6. Aufl. 2020, § 39 
Rn. 1 ff.; Lieder, in: Oetker, HGB, 7. Aufl. 2021, § 119 Rn. 82 ff.

12 Vgl. Schmidt, K., Gesellschaftsrecht (2002), § 28 IV. 5. a).
13 BGH, Urt. v. 10.7.2012 – II ZR 48/11, NJW 2012, 3235, Rn. 8; BGH, Urt. v. 

21.10.2014 – II ZR 330/13, NJW 2015, 336, 337 Rn. 7; siehe auch Wilk, Aktionärs­
rechte (2017), S. 112 m. w. N.

14 Mayer, B., in: Manz/Mayer/Schröder, Europäische Aktiengesellschaft SE, 3. Aufl. 
2019, Art. 53 SE-VO Rn. 6 (widersprüchlich allerdings zur Kommentierung zu 
Art. 57 SE-VO Rn. 15).
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ihrer Rechtsfolge die Nichtigkeit des Hauptversammlungsbeschlusses an.15 

Im Übrigen kann ein Beschluss der Hauptversammlung nach § 243 Abs. 1 
AktG „wegen einer Verletzung des Gesetzes oder der Satzung durch Klage 
angefochten werden“.

Dieselbe Regelung zur Anfechtbarkeit enthält § 51 Abs. 1 S. 1 GenG 
für die eingetragene Genossenschaft. Daneben wenden Rechtsprechung 
und Schrifttum die §§ 241 ff. AktG im Genossenschaftsrecht sinngemäß an 
und unterscheiden zwischen den Rechtsfolgen der Anfechtbarkeit und der 
Nichtigkeit.16

Das Wohnungseigentumsrecht unterscheidet ebenfalls zwischen den 
Rechtsfolgen der Anfechtbarkeit und der Nichtigkeit: Nach § 23 Abs. 4 
S. 1 WEG ist ein Beschluss, der gegen eine Rechtsvorschrift verstößt, auf 
deren Einhaltung rechtswirksam nicht verzichtet werden kann, nichtig. 
Im Übrigen ist ein Beschluss nach § 23 Abs. 4 S. 2 WEG gültig, solange er 
nicht durch rechtskräftiges Urteil für ungültig erklärt ist.

Das GmbHG normiert kein Beschlussmängelrecht. Trotzdem wenden 
die Rechtsprechung und der überwiegende Teil im Schrifttum entgegen 
berechtigter Kritik17 die §§ 241 ff. AktG seit über 100 Jahren sinngemäß 
auf die GmbH an,18 wenn eine hinreichende Fixierung des Beschlusser­
gebnisses gegeben ist.19 In diesem Fall wird zwischen anfechtbaren und 
nichtigen Beschlüssen unterschieden und an die Stelle der Monatsfrist des 

15 Übersicht bei Drescher, in: Henssler/Strohn, GesR, 5. Aufl. 2021, § 241 AktG 
Rn. 147 ff.

16 Geibel, in: Henssler/Strohn, GesR, 5. Aufl. 2021, § 51 GenG Rn. 2 ff.; Fandrich, in: 
Pöhlmann/Fandrich/Bloehs, GenG, 4. Aufl. 2012, § 51 Rn. 3 ff.; Schmidt, K., in: 
GK-AktG, 4. Aufl. 2013, § 241 Rn. 38.

17 Grundlegend: Noack, Fehlerhafte Beschlüsse (1989), S. 115 ff.; Zöllner/Noack, 
ZGR 1989, 525, 532 ff.; Fehrenbach, Der fehlerhafte Gesellschafterbeschluss in der 
GmbH (2011), S. 13 f. m. w. N. und S. 225 ff.

18 Ständige Rspr. des RG seit RGZ 85, 311 ff.; sowie des BGH seit BGHZ 11, 231, 
239 ff.; w. Nachw. bei Fehrenbach, Der fehlerhafte Gesellschafterbeschluss in der 
GmbH (2011), S. 1 ff.; Noack, Fehlerhafte Beschlüsse (1989), S. 117 ff.; vgl. auch 
Casper, ZHR 163 (1999), 54 ff., der die Anfechtbarkeit aus allgemeinen Grundsät­
zen herleitet.

19 Siehe zur analogen Anwendung der §§ 241 ff. AktG bei hinreichender Beschluss­
fixierung nur: BGHZ 104, 66, 69; BGH, Urt. v. 3.5.1999 – II ZR 119/98, NJW 
1999, 2115, 2116; BGH, Urt. v. 11.2.2008 – II ZR 187/06, NZG 2008, 317, Rn. 22; 
BGH, Urt. v. 21.6.2010 – II ZR 230/08, NJW 2012, 3235 2010, 3027, Rn. 16; 
Koch, J., Gutachten F, 72. DJT 2018, S. 62 f.; Noack, GmbHR 2017, 792, 794 
(„Beschlussfeststellung als Wasserscheide“).
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§ 246 Abs. 1 AktG tritt eine angemessene Frist.20 Ohne eine hinreichende 
Beschlussfixierung soll hingegen das Vorliegen und das Ergebnis eines 
Beschlusses im Wege einer Feststellungsklage zu klären sein.21

Die zuvor aufgezeigte Zweiteilung wird sich aufgrund des Gesetzes 
zur Modernisierung des Personengesellschaftsrechts vom 10. August 2021 
(MoPeG)22 mit dessen Inkrafttreten am 1. Januar 202423 verschieben: Mit 
dem MoPeG hat der Gesetzgeber nämlich in den §§ 110 bis 115 HGB-
MoPeG ein an den aktienrechtlichen Regelungen der §§ 241 ff. AktG 
orientiertes Beschlussmängelrecht für die Personenhandelsgesellschaften 
eingefügt.24 Dieses gilt aufgrund seines Regelungsstandorts und der nicht 
geänderten Verweisung in § 161 Abs. 2 HGB für die Offene Handelsgesell­
schaft (OHG) und für die Kommanditgesellschaft (KG), sofern es nicht 
durch die Gesellschafter abbedungen wird.25 Auf die Gesellschaft bürger­
lichen Rechts (GbR) und auf die Partnerschaftsgesellschaft (PartG) sind 
diese Vorschriften nur dann anzuwenden, wenn die Gesellschafter dies 
im Gesellschaftsvertrag vereinbaren.26 Ohne eine entsprechende Regelung 
bleibt es daher bei der GbR und der PartG dabei, dass ein rechtswidriger 
Beschluss nichtig ist. Auf die Rechtslage beim Verein hat das MoPeG 
keine Auswirkungen; auch dort bleibt es mithin bei der Nichtigkeit rechts­
widriger Beschlüsse. Mit Inkrafttreten des MoPeG ist somit auch nach 
den §§ 110 bis 115 HGB-MoPeG zwischen den Rechtsfolgen der Anfecht­
barkeit und der Nichtigkeit zu unterscheiden. Die entscheidende Weichen­
stellung enthält § 110 HGB-MoPeG: Der Anfechtbarkeit hat der Gesetzge­
ber das praktisch größere Gewicht beigemessen, weshalb er sie regelungs­

20 BGHZ 111, 224; Altmeppen, GmbHG, 10. Aufl. 2021, Anh. § 47 Rn. 92 ff.; Zöllner/
Noack, in: Baumbach/Hueck, GmbHG, 22. Aufl. 2019, Anhang nach § 47 Rn. 7 ff.

21 BGH, Beschl. v. 24.3.2016 – IX ZB 32/15, NZG 2016, 552, Rn. 32; Altmeppen, 
GmbHG, 10. Aufl. 2021, Anh. § 47 Rn. 1; Noack, GmbHR 2017, 792, 794; 
Schmidt, K., in: GK-AktG, 4. Aufl. 2013, § 241 Rn. 38; Zöllner/Noack, in: Baum­
bach/Hueck, GmbHG, 22. Aufl. 2019, Anhang nach § 47 Rn. 181.

22 Gesetz zur Modernisierung des Personengesellschaftsrechts (Personengesell­
schaftsrechtsmodernisierungsgesetz – MoPeG), vom 10. August 2021, BGBl. I 
2021, Nr. 53, S. 3436 ff.

23 Geregelt in Art. 137 MoPeG.
24 Zur Orientierung an den aktienrechtlichen Regelungen der §§ 241 ff. AktG: Ge­

setzentwurf der Bundesregierung, Entwurf eines Gesetzes zur Modernisierung 
des Personengesellschaftsrechts (Personengesellschaftsrechtsmodernisierungsge-
setz – MoPeG) vom 17.3.2021, BT-Drs. 19/27635, S. 2, 3, 112, 227.

25 BT-Drs. 19/27635, S. 3, 227.
26 BT-Drs. 19/27635, S. 3.
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